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FÖRDERUNG PRIVATER RUNDFUNKVERANSTALTER  
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I. Einleitung 
Sendezeit in Radio und Fernsehen ist mit Kosten verbunden; wer Programme veranstaltet, benötigt 
entsprechende finanzielle Mittel aus Empfangsgebühren, Werbung oder anderen Einnahmequellen. 
Dementsprechend ist die Finanzierung der Tätigkeit der Rundfunkveranstalter ein wichtiger Aspekt 
jeder Rundfunkregulierung. Einerseits entscheidet das Finanzaufkommen darüber, ob und welche Pro-
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gramme überhaupt ausgestrahlt werden können und andererseits ist die Art der Finanzierung relevant 
für die Programmgestaltung1.  
Rundfunkregulierung bleibt trotz der internationalen oder zumindest transnationalen Natur des Rund-
funks stark national geprägt. Ein grosser Teil der Staatengemeinschaft betrachtet denn auch die Rund-
funkregulierung nach wie vor als Ausdruck nationaler kultureller Eigenständigkeit. Jedwelche Interna-
tionalisierungsbestrebungen begegnen deshalb einem hohen Grad an nationaler Sensibilität2. Im 
deutschsprachigen Bereich lassen sich die beiden kleinen Länder Schweiz und Österreich zudem nur 
schwer mit Deutschland, das über mehrfach grössere Medienmärkte verfügt, vergleichen. 
Die Finanzierung des Rundfunks ist eng mit dem Leistungsauftrag an die Veranstalter verbunden. 
Differenzieren lässt sich dabei grundsätzlich zwischen dem horizontalen Modell, das allen Veranstal-
tern dieselben Rechte einräumt und Pflichten auferlegt, sowie dem vertikalen bzw. dualen Modell, das 
einen Veranstalter zur Erbringung des Service Public anhält, ihm dafür aber eine finanzielle Privilegie-
rung in Form von Gebührenzuweisungen (bzw. staatlichen Beihilfen) zukommen lässt3. Im Rahmen 
der RTVG-Revision haben das Bundesamt für Kommunikation (BAKOM) und der Bundesrat ur-
sprünglich ein möglichst „reines“ duales Modell verwirklichen wollen, doch hat sich das Parlament für 
Systemdurchbrechungen ausgesprochen4.  
Die sog. Grundversorgungsrundfunkveranstalter sind in den meisten kontinentaleuropäischen Ländern 
öffentlich-rechtlich organisiert oder den öffentlichen Organen zumindest nahe stehend. „Hinzu treten 
private Veranstalter, die anders organisiert sind, bei denen Meinungsvielfalt in wesentlichen Teilen auf 
anderem Wege als dem einer binnenpluralen Programmgestaltung sichergestellt werden soll, die ihre 
Tätigkeit in der Hauptsache aus den Erträgen von Wirtschaftswerbung finanzieren und die in höherem 
Masse als die öffentlich-rechtlichen Anstalten den Gesetzlichkeiten des Marktes unterliegen“5. 
Nachfolgend interessiert die Förderung privater Rundfunkveranstalter. Insoweit ist im Auge zu behal-
ten, dass die Programmproduktion privater Veranstalter sich aus verschiedenen Quellen finanzieren 
lässt. Als finanzielle Vorkehren zur Förderung privater Rundfunkveranstalter ist eine Palette von 
Massnahmen in Betracht zu ziehen: 
- Gebührensplitting 
                                                 
1 HESSE, N 126. 
2 WEBER, Finanzierung, S. 59. 
3 WEBER, Gebührensplitting, S. 71; WEBER, Regulierung, S. 197 f. 
4 Vgl. dazu WEBER, UFITA, S. 19, 26 f. m.w.V. 
5 Urteil des deutschen Bundesverfassungsgerichts, BVerfGE 73, 118 (125); vgl. auch DUMERMUTH, Revision, S. 
240 m.w.H. 
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Diese Finanzierungsform6 erlaubt unter bestimmten Bedingungen die Ausrichtung eines Anteils 
des Gebührenertrages an private Veranstalter, um den lokal-regionalen Service Public zu stärken. 
- Besserstellung in Werbevorschriften und Sponsoring 
Durch eine asymmetrische Werbeordnung7 kann den privaten Veranstaltern die Finanzierung er-
leichtert werden, indem ihnen im Vergleich zu öffentlich-rechtlichen Veranstaltern mehr Werbe-
möglichkeiten zur Verfügung gestellt werden. Nach Massgabe des Art. 3 der Fernseh-Richtlinie 
der EU8 ist es zulässig, dass einzelne Fernsehveranstalter – konkret also der öffentlich-rechtliche 
Veranstalter – strengeren Vorschriften unterworfen ist als andere9. 
- Finanzhilfen 
Gelder für verschiedene Arten von Finanzhilfen10 lassen sich dem allgemeinen Staatshaushalt und 
nicht dem Gebührenaufkommen entnehmen11. 
- Rezipientenentgelte 
Medienleistungen sind insoweit ein wirtschaftliches Gut, als sie für eine unbestimmte Empfänger-
zahl verbreitet und von den Erstempfängern nicht endgültig konsumiert werden. Auch mit Bezug 
auf die Rundfunkfinanzierung ist somit vom funktionsfähigen Wettbewerb, der sich an den Präfe-
renzen der Nachfrager orientiert, auszugehen. Es ist deshalb sachgerecht, danach zu fragen, ob 
nicht in verstärktem Masse die Rezipienten die Kosten der von ihnen gewünschten Programme zu 
tragen bzw. mitzutragen haben12. Programmleistungen sollten nicht einfach bereitgestellt werden, 
solange nicht empirisch nachgewiesen ist, dass diese Leistungen auch den Interessen der Empfän-
ger entsprechen13.  
Die starke Ausrichtung der europäischen Rundfunkordnungen auf das Free-TV, welche mit dem 
Argument gerechtfertigt wird, es bestehe ein verfassungsrechtlicher Anspruch auf eine einkom-
mensunabhängige Deckung bestimmter (gesellschaftspolitischer) Grundbedürfnisse, übersieht die 
heutigen faktischen Ausgabenkosten der privaten und öffentlich-rechtlichen Rundfunkveranstalter 
                                                 
6 Vgl. dazu nachfolgend II. C. b., III. C. b., IV. C. b. 
7 Vgl. dazu nachfolgend II. C. c., III. C. c., IV. C. c. 
8 Richtlinie 89/552/EWG des Rates vom 3. Oktober 1989 zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Ausübung der Fernsehtätigkeit, ABl. Nr. L 298 vom 17. Oktober 1989, 
S. 23 ff.; Richtlinie 97/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Juni 1997 zur Änderung der 
Richtlinie 89/552/EWG des Rates zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über die Ausübung der Fernsehtätigkeit, ABl. Nr. L 202 vom 30. Juli 1997, S. 60 ff. 
9 MORSCHER/CHRIST, S. 396. 
10 Vgl. dazu nachfolgend II. C. d., III. C. d., IV. C. d. 
11 ACKERET, S. 32 FN 137. 
12 Vgl. dazu auch nachfolgend II. C. e., III. C. e., IV. C. e. 
13 WEBER, Finanzierung, S. 56 f.; WEBER, Regulierung, S. 206 f. 
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und unterschätzt die Zahlungsbereitschaft der Rezipienten14. Diese ist in praktisch allen wirtschaft-
lichen Bereichen ein wichtiger Indikator für die Ausgestaltung des Angebots; Programmleistungen 
können nicht einfach bereitgestellt werden, solange nicht empirisch nachgewiesen ist, dass diese 
Leistungen auch den Interessen der Empfänger entsprechen15. 
Als zulässige Finanzierungsquellen des privaten Rundfunks kommen namentlich die folgenden 
Entgeltformen in Betracht, welche je nach Art der inhaltlichen bzw. technischen Ausgestaltung 
unterschieden werden16: (1) Beim Pay-TV bzw. Abonnement-Fernsehen bezahlt der Zuschauer 
periodisch eine Abonnementsgebühr für das Gesamtangebot des Fernsehsenders. Auf die tatsäch-
liche Nutzung kommt es nicht an. (2) Daneben gibt es das sog. Pay per view, ein Pay-TV-Format, 
das die Rezipienten verpflichtet, nur für diejenigen Sendungen zu bezahlen, die sie auch tatsäch-
lich sehen. (3) Ebenfalls denkbar ist die Bezahlung eines Entgelts für mehrere Kanäle; dabei wird 
nicht nur für einen einzelnen Kanal, sondern für eine genau im Abonnement festgelegte Vielzahl 
von Kanälen die finanzielle Leistung erbracht. 
 
- Programmfinanzierung 
Weiter stellt sich die Frage, inwieweit nicht in Abweichung vom heutigen System der Geldflüsse 
(v.a. aus Gebührenzuweisungen) direkter an die Programmproduzenten, welche zwar Rundfunk-
veranstalter sein können, aber nicht sein müssen, anzuknüpfen ist, statt undifferenziert die öffent-
lich-rechtlichen bzw. privaten Veranstalter zu berücksichtigen. Die Problematik des bisherigen Fi-
nanzierungskonzeptes besteht darin, dass bei der Veranstalterfinanzierung nur schwer überprüfbar 
ist, ob die zugeschossenen finanziellen Mittel tatsächlich für die Produktion von Service Public-
Leistungen eingesetzt werden. Öffentlich-rechtliche Rundfunkveranstalter neigen immer mehr zu 
Investitionen der Gebührengelder in teure Sportübertragungs- und Filmrechte, obwohl durch die 
klassische Service-Public-Definition die Unterhaltung regelmässig nicht erfasst wird. Der ohnehin 
schon stärkste Marktteilnehmer erfährt durch eine solche Vorgehensweise noch eine zusätzliche 
Stärkung, was – relativ betrachtet – zu einer Schwächung der Markposition der potentiellen Kon-
kurrenten führt17. 
Unterstützen liesse sich ein Programmproduzent für konkret erbrachte Service Public-Leistungen, 
die geografisch oder inhaltlich zu umschreiben wären. Förderungsbeiträge könnten also allen Be-
trieben der Audiovision auf Produktionsebene zukommen, und zwar insbesondere solchen Unter-
                                                 
14 WEBER, Finanzierung, S. 191 ff. m.w.V.  
15 WEBER, Regulierung, S. 206 f. m.w.V. 
16 Vgl. zum Ganzen STUIBER, S. 984 ff.; HARTSTEIN ET AL., § 43 N 4 ff.     
17 Vgl. WEBER, Regulierung, S. 205. 
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nehmen, welche sich bereit erklären, trotz etwaiger höheren Kosten spezifische Service Public-
Leistungen zu produzieren18. 
- Strukturelle Förderung als Sondersituation 
Strukturell geht es insbesondere um Fragen von Marktzugangschancen privater Anbieter sowie de-
ren Zugangsmöglichkeiten zu den Kabelnetzen.  
 
Darüber hinaus gehören zur Palette der Finanzierungsmöglichkeiten privater Rundfunkveranstalter 
auch die folgenden in der Privatwirtschaft allgemein üblichen Finanzierungsmittel19: 
- Strategische Förderung 
Die Verbreitung privater Rundfunkprogramme vermag weiter auf strategischen Überlegungen zu 
beruhen. Beim Mäzenatentum stehen immaterielle Motive im Vordergrund; eine wirtschaftliche 
Gegenleistung wird nicht erwartet. Die Finanzierung eines eigenen Rundfunkveranstalters erlaubt 
es jedoch zum Beispiel, die eigenen politischen Ideen an die breite Öffentlichkeit zur bringen und 
sich dadurch Medienpräsenz zu verschaffen; Ziel ist eine breitere Medienakzeptanz des Unter-
nehmers. Voraussetzung ist aber das Vorhandensein von erheblichen finanziellen Mitteln. Teil-
weise wird auf die Gefahr hingewiesen, dass die Ausgewogenheit und Vielfalt der Programme be-
einträchtigt werden könnte; das Risiko sollte aber nicht überbewertet werden, ist doch auch bei der 
Finanzierung aus Werbung eine wirtschaftliche Abhängigkeit, welche zu einem einseitigen Pro-
gramm führen könnte, nicht ausgeschlossen20. 
Die Quersubventionierung kann insbesondere bei grösseren Medienkonzernen eine Rolle spielen, 
indem beispielsweise aus Erlösen der Printmedien die konzerninterne Rundfunkveranstaltung fi-
nanziert wird. 
- Randnutzung 
Die aus der wirtschaftlichen Betätigung der Rundfunkunternehmen erzielten Einnahmen, die nicht 
der Programmnutzung im eigentlichen Sinn dienen, werden in Deutschland mit dem Begriff 
Randnutzung umschrieben21. Dazu zählt insbesondere das Merchandising, welches für die Finan-
                                                 
18 Vgl. zum Ganzen eingehend und mit Hinweisen auf die Erfahrungen in Neuseeland WEBER, Finanzierung, S. 57 
f. und S. 198 ff. m.w.V.; WEBER, Neustrukturierung, S. 140 ff.; WEBER, Regulierung, S. 208 f.; kritische Würdi-
gung dieses Modells JARREN/ DONGES S. 118 ff., vgl. auch S. 112 ff. 
19 Angesichts des mangelnden rundfunkrechtlichen Bezuges dieser allgemeinen Finanzierungsmittel wird vorlie-
gend auf eine eingehende Abhandlung dieser Mittel verzichtet. 
20 HARTSTEIN ET AL., § 43 N 5.     
21 Vgl. STUIBER, S. 900; HARTSTEIN ET AL., § 43 N 7. 
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zierung von Film- und Fernsehproduktionen immer wichtiger wird22. Weiter besteht die Möglich-
keit, durch Vermietung von Einrichtungen, technischen Geräten oder Sendeanlagen Einnahmen zu 
generieren. Darüber hinaus ist auch an die Herausgabe von Büchern, programmbegleitendem Ma-
terial sowie an die Programmverwertung (Vertrieb von Programmen) zu denken. Das Ausmass der 
Randnutzung ist zwar ein Diskussionsthema mit Bezug auf die öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
veranstalter, hingegen unbestritten zugunsten der privaten Rundfunkveranstalter. 
- Eigene Mittel 
Insbesondere in der Gründungsphase eines Rundfunkunternehmens ist der eigene Kapitaleinsatz 
als entscheidendes Finanzierungsmittel unabdingbar; die natürliche Finanzierung eines privatwirt-
schaftlichen Unternehmens ist das Eigenkapital des Unternehmers oder das Stammkapital einer 




A. Faktische Rahmenbedingungen 
Als schweizerische Besonderheit sind die im Verhältnis zum Ausland ausgesprochen kleinen Rund-
funkmärkte in Betracht zu ziehen. Dasselbe gilt aber auch in Bezug auf das wirtschaftliche Potenzial, 
welches zum Betrieb eines Rundfunks – namentlich von Fernsehprogrammen – erforderlich ist25. Dar-
über hinaus sieht sich die Schweiz mit dem Problem konfrontiert, dass kein einheitlicher nationaler 
Rundfunkmarkt besteht, sondern drei (bzw. vier) sprachregional ausgerichtete Teilmärkte26. Zudem ist 
jeder Teilmarkt dem Druck eines viel grösseren, gleichsprachigen ausländischen Nachbarmarktes 
(Deutschland/Österreich, Frankreich, Italien) ausgesetzt. Schweizerische Rundfunkveranstalter stehen 
deshalb vornehmlich in Konkurrenz mit ausländischen Veranstaltern.  
                                                 
22 Vgl. dazu eingehend STUIBER, S. 986 ff. m.w.V., unter Merchandising wird „die kommerzielle und kommunika-
tive Nutzung und Verwertung eines Bekanntheitsgrades, den ein anderer geschaffen hat, mit dem Ziel, Produkte, 
Firmen und/oder Marken emotional zu positionieren“ verstanden. 
23 HERRMANN, § 19 N 6. 
24 STUIBER, S. 954. 
25 DUMERMUTH, Revision, S. 238 f. 
26 Angesichts der unterschiedlichen Grössenverhältnisse der Teilmärkte ist zur Gewährleistung von gleichwertigen 
Radio- und Fernsehprogrammen in allen Landessprachen durch die SRG ein interner Finanzausgleich zwischen 
den Sprachregionen erforderlich. Für einen qualitativ hochstehenden Rundfunk fehlt es diesen Minderheiten am 
erforderlichen Bevölkerungspotenzial; der französisch-, italienisch- und rätoromanischsprachige Rundfunk be-
darf deshalb einer Unterstützung durch einen Teil der in der deutschen Schweiz generierten Rundfunkmittel, vgl. 
dazu eingehend WEBER, Finanzierung, S. 52 f. m.w.V. 
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Sprachregionen der Schweiz und die entsprechenden europäischen Sprachräume im Grössen-
vergleich: 
(Die Proportionen der Kreise entsprechen den Zahlenverhältnissen der Bevölkerungsanteile: die Dar-




B. Rechtliche Rahmenbedingungen 
a. Verfassungsrechtliche Vorgaben 
Aufgrund der anerkannten besonderen Bedeutung von Radio und Fernsehen für die Gesellschaft und 
die Demokratie enthält die Bundesverfassung in Art. 93 Abs. 2 BV27 einen Leistungsauftrag an die 
Medien. Danach soll das Programmangebot die Interessen der unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen 
angemessen widerspiegeln und das soziale, demokratische und kulturelle Verständnis fördern. Art. 93 
BV bestimmt nicht, wer für die Erfüllung des Leistungsauftrags zuständig sein soll; vielmehr wird das 
                                                 
27 SR 101. 
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Mandat dem Rundfunksystem in seiner Gesamtheit übertragen28. Möglich wären sowohl ein reines 
Wettbewerbsystem als auch eine strukturierte Ordnung, die z.B. einem öffentlich-rechtlichen Rund-
funkbetreiber spezifische Aufgaben zuordnet (und gegebenenfalls die Aufgabenerfüllung finanziell 
sicherstellt)29. Seit jeher hat die Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft, die „SRG idée suis-
se“, die Erfüllung dieses spezifischen Leistungsauftrages übernommen und dafür den Grossteil der 
erhobenen Gebühren erhalten.  
 
b. Ausgestaltung auf Gesetzesstufe 
Das neue Radio- und Fernsehgesetz (RTVG)30 bezweckt die Verbesserung der rechtlichen Rahmenbe-
dingungen für die privaten Rundfunkveranstalter31. Weil bereits die wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen in der Schweiz für private Rundfunkveranstalter eher schwierig sind, soll ihre Lage nicht auch 
noch auf regulatorischem Wege erschwert werden32. Das Konzept der dualen Rundfunksstruktur ist 
deshalb in der Schweiz nicht „rein“ verwirklicht: Durch die Einführung eines erweiterten Gebühren-
splittings zugunsten der privaten Rundfunkveranstalter sowie durch die Einführung der „Mittelkatego-
rie“ von privaten Rundfunkveranstaltern mit beschränktem Leistungsauftrag erfolgt eine Stärkung des 
privaten Angebots33.  
Überblicksartig lässt sich die schweizerische Rundfunklandschaft folgendermassen darstellen: 
                                                 
28 WEBER, UFITA, S. 9; DUMERMUTH, Revision, S. 232. 
29 WEBER, UFITA, S. 10. 
30 SR 784.40. 
31 Botschaft RTVG, BBl 2003 1592 und 1614. 
32 DUMERMUTH, Revision, S. 255. 




C. Finanzielle Förderung privater Rundfunkveranstalter 
a. Förderungsmittel im Allgemeinen 
Eine auf die besonderen schweizerischen Verhältnisse (kleiner Schweizer Rundfunkmarkt) ausgerich-
tete Medienstrategie erlaubt kaum ein duales System in Reinform, wie es die grossen Nachbarstaaten 
verfolgen, in denen ein Nebeneinander von öffentlichen und privaten Programmveranstaltern, die dank 
der grossen Märkte wirtschaftlich überlebensfähig sind, etabliert ist34. Die verschiedenen Sprachräume 
in der Schweiz sind tendenziell zu klein, um nach marktwirtschaftlichen Kriterien die Leistungs-
erbringung zu sichern; die entsprechenden Finanzierungsmittel, nämlich hauptsächlich Werbung und 
Sponsoring, fliessen nicht ausreichend, um die Produktionskosten zu decken. Dies zeigten auch die 
Erfahrungen der Vergangenheit, denn die wirtschaftliche Überlebensfähigkeit von privaten Rundfunk-
                                                 
34 Botschaft RTVG, BBl 2003 1595. 
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veranstaltern hing stark von Quersubventionierungen aus den Printmedien oder gewinnbringenden 
Radiosendern ab35.  
Vor diesem Hintergrund lassen sich Gebühren als alternative Finanzierungsquellen zugunsten privater 
Rundfunkveranstalter in Betracht ziehen. Die Problematik liegt indessen darin, dass die Gebühren-
empfänger, d.h. in der Regel der sog. öffentlich-rechtliche Rundfunkveranstalter, aber in geringerem 
Umfang auch gewisse private Veranstalter, dadurch gegebenenfalls einen Wettbewerbsvorsprung ge-
genüber den übrigen privaten Konkurrenten erhalten36. Diesem Umstand müssen die konkreten Rah-
menbedingungen gebührend Rechnung tragen37. 
In der Praxis finanzieren sich die privaten Veranstalter im schweizerischen Rundfunksystem aus den 
folgenden Quellen: Im Vordergrund stehen die kommerziellen Einnahmen, d.h. Werbung (einschliess-
lich Verkaufsangebote) und Sponsoring. Dazu kommen gegebenenfalls Empfangsgebühren sowie 
weitere Finanzierungsquellen wie Mitgliederbeiträge oder Lizenzeinnahmen aus der Verwertung von 
Programmen; Marketingmassnahmen und Finanzgeschäfte haben daneben eine untergeordnete Bedeu-
tung38. 
 
b. Öffentliche Gebührenfinanzierung privater Veranstalter 
Das neue Radio- und Fernsehgesetz (RTVG) unterscheidet – wie erwähnt – zwischen Konzessionen 
mit Leistungsauftrag und Gebührenanteil (Art. 38 ff. RTVG) und Konzessionen mit Leistungsauftrag 
ohne Gebührenanteil (Art. 43 ff. RTVG). 
Die Konzessionen mit Leistungsauftrag und Gebührenanteil (sog. Gebührensplitting-Konzessionen) 
geben einen Anspruch auf Verbreitung des Programms in einem bestimmten Versorgungsgebiet (sog. 
Zugangsrecht) sowie auf einen Anteil am Ertrag der Empfangsgebühren (Art. 38 Abs. 2 RTVG). Sol-
che Konzessionen können privaten Veranstaltern von lokal-regionalen Radio- und Fernsehprogram-
men erteilt werden, die in Gebieten mit beschränktem wirtschaftlichem Potenzial, das für eine kom-
merzielle Veranstaltung von Programmen nicht ausreicht, besondere Service Public-Leistungen 
erbringen. Konzessionen mit Leistungsauftrag, aber ohne Gebührenanteil, werden ebenfalls für beson-
dere Service Public-Leistungen erteilt; im Gegensatz zu den Gebührensplitting-Konzessionen stehen 
dabei Gebiete im Vordergrund, in denen die Ausrichtung von Gebührengeldern nicht nötig ist39. 
                                                 
35 Botschaft RTVG, BBl 2003 1580 f. 
36 Vgl. zur Problematik der Wettbewerbsverzerrung WEBER, Gebührensplitting, S. 71 f. 
37 WEBER, Finanzierung, S. 41. 
38 Botschaft RTVG, BBl 2003 1618. 
39 Botschaft RTVG, BBl 2003 1616 f. 
Weber/Zoller 12
Das heutige schweizerische Gebührensplittingmodell wurde erst im Laufe der parlamentarischen Bera-
tungen in dieser Form eingeführt; nach dem ursprünglichen Vorschlag des BAKOM und des Bundes-
rates sollte, obwohl bereits das RTVG 1991 das Gebührensplitting gekannt hatte, auf dessen Weiter-
führung verzichtet werden40, weil diese Finanzierungsart einem klar strukturierten dualen Rundfunk-
system widersprechen würde. 
Den Gebührenanteil setzt das am 1. April 2007 in Kraft getretene neue RTVG bei 4% des Ertrags der 
Radioempfangsgebühren bzw. Fernsehempfangsgebühren fest; der Gebührenanteil darf höchstens 
50%–70% der Betriebskosten des Veranstalters ausmachen (Art. 40 Abs. 1 RTVG i.V.m. Art. 39 
RTVV41), um auch einen minimalen Eigenfinanzierungsgrad zu gewährleisten42. 
Der Bundesrat bestimmt, in welchen Gebieten eine lokale Versorgung ohne finanzielle Unterstützung 
(d.h. ohne Gebührensplitting) nicht möglich ist. Dafür hat er die Anzahl der Versorgungsgebiete für 
Regionalfernsehstationen mit Gebührenanteil zwischenzeitlich auf 13 geografische Räume festgelegt 
und die Verbreitungsart im jeweiligen Versorgungsgebiet geregelt (Art. 39 Abs. 1 RTVG, Art. 38 
RTVV und Anhang 1 und 2 RTVV)43. Die „Wahl“ der gebührenberechtigten privaten Rundfunkveran-
stalter steht derzeit noch aus. Allgemein lässt sich aber sagen, dass die gesetzlichen Grundlagen heute 
stärker konkretisiert sind als gemäss dem RTVG 1991. 
Das Gebührensplitting gilt als Einbruch in das duale System zugunsten der privaten Veranstalter; es 
bedeutet aber keine Abkehr vom Grundsatz, die Gebühren hauptsächlich auf die SRG bzw. den natio-
nalen Service Public zu konzentrieren, denn die SRG finanziert sich zu rund 70% aus Empfanggebüh-
ren44. Um eine Zersplitterung der Kräfte zu vermeiden, wird nämlich ausdrücklich auf die Gebühren-
unterstützung von sprachregionalen oder nationalen Programmen privater Veranstalter verzichtet. 
Angesichts dessen, dass solche Programme in direkter Konkurrenz zur SRG und zu ausländischen 
Angeboten stehen, könnte ihre Wettbewerbsfähigkeit nur mit grossem Finanzaufwand gesichert wer-
den; bisher sind denn auch alle privaten Projekte nach relativ kurzer Zeit aus finanziellen Gründen 
gescheitert (zuletzt TV3 des Medienunternehmens Tamedia). 
Die Höhe der Empfangsgebühren wird in der Schweiz durch den Bundesrat bestimmt45. Die Festset-
zung erfolgt somit nicht wie in Deutschland mittels eines politisch weitgehend unabhängigen Verfah-
                                                 
40 Vgl. Botschaft RTVG, BBl 2003 1591 f.; vgl. zum gesetzesgeschichtlichen Hintergrund auch NOBEL/WEBER 
Kap. 8 N 1 ff. 
41 Radio- und Fernsehverordnung vom 9. März 2007 (RTVV), SR 784.401. 
42 Vgl. dazu NOBEL/WEBER, Kap. 8 N 112 m.w.H. 
43 Vgl. Änderungen der RTVV vom 4 Juli 2007, AS 2007, 3555 ff. 
44 Botschaft RTVG, BBl 2003 1618; vgl. auch SRG-Bericht Zahlen, Daten, Fakten 2007, S. 24, abrufbar über 
<www.srg.ch>. 
45 Art. 70 RTVG. 
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rens, sodass immerhin das Risiko entsteht, dass sich die Rundfunkveranstalter die finanzielle Unter-
stützung durch eine politisch genehme Programmgestaltung erkaufen46.  
Zudem ist das folgende Grundproblem zu beachten47: Der Gesetzgeber hat sicherzustellen, dass die 
Beiträge aus dem Gebührensplitting ausschliesslich zur Programmproduktion in Radio und Fernsehen 
verwendet werden und nicht in den – wenn vorhanden – Pressebereich eines Rundfunkveranstalters 
fliessen, mit der Folge, dass z.B. Zeitungen verbilligt werden, um einen Konkurrenten, der nicht in den 
Genuss des Gebührensplitting kommt, aus dem Markt zu verdrängen. Das RTVG versucht dieser 
Problematik insoweit zu begegnen als die Programmveranstalter dem BAKOM jährlich eine detaillier-
te Rechnungslegung zu unterbreiten haben, welche die bestimmungsgemässe Verwendung zu belegen 
hat48. 
Im europarechtlichen Kontext wird intensiv diskutiert, ob die Gebührenerhebung (zugunsten der öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunkveranstalter) mit der Beihilferegelung von Art. 87 EGV vereinbar sei. 
Die EU-Kommission hat 2001 in einer Mitteilung49 die Kriterien bekannt gegeben, die künftig für die 
Prüfung von Beihilfen an Rundfunkveranstalter Anwendung finden sollen. Demnach soll eine voll-
ständige oder teilweise öffentliche Finanzierung von Rundfunkveranstaltern namentlich unter folgen-
den Bedingungen möglich sein50: (1) Ein öffentlicher Auftrag muss definiert werden. (2) Die unter-
stützten Akteure werden durch einen formellen Akt beauftragt. (3) Auftragserfüllung und Finanzie-
rung sind durch eine unabhängige Instanz zu kontrollieren. (4) Die öffentliche Finanzierung muss 
verhältnismässig sein, d.h. sie hat sich auf die Deckung der durch den öffentlichen Auftrag anfallenden 
Kosten zu beschränken. 
Kritische Stimmen zu dieser Betrachtungsweise sind aber durchaus vorhanden51. Entscheide des 
EuGH zur Auslegung des sog. Amsterdamer Protokolls52 und zur vorgenannten Mitteilung stehen 
noch aus. Demgegenüber hat die Kommission bereits in mehreren Mitgliedstaaten die Gebührenfinan-
zierung überprüft und in Einzelfällen auch eine Unvereinbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt festge-
stellt53. Im Frühjahr 2007 hat die Europäische Kommission mit Entscheid vom 24. April 2007 hin-
sichtlich der Vereinbarkeit der Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in Deutschland mit 
                                                 
46 DUMERMUTH, Rundfunkrecht, N. 258; WEBER, Finanzierung, S. 50. 
47 WEBER, UFITA, S. 25 f. 
48 Vgl. Art. 42 Abs. 1 RTVG. 
49 Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Vorschriften über staatliche Beihilfen auf den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk, ABl. Nr. C 320 vom 15. November 2001, S. 5. 
50 Vgl. dazu den Beitrag Gebührenfinanzierung aus gemeinschaftsrechtlicher Sicht von SEGALLA, PATRICK in 
diesem Band. 
51 Vgl. SCHNEIDER-MARFELS, S. 163 ff.; GRABENWARTER, S. 80; vgl. allgemein zur Kontroverse der Zulässigkeit 
öffentlicher Gebührenfinanzierung eingehend STULZ-HERRENSTADT, S. 132 ff. 
52 Protokoll (Nr. 32) über den öffentlich-rechtlichen Rundfunk in Mitgliedstaaten, ABl. Nr. C 340 vom 10. No-
vember 1997, S. 109; zur Auslegung vgl. WEBER, Finanzierung, S. 76 ff. 
53 Vgl. dazu HOLTZ-BACHA, S. 61. 
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dem EGV festgehalten, dass die Finanzierung mit Rundfunkgebühren eine Beihilfe darstelle. Nach-
dem sich die deutsche Regierung förmlich zu einer Änderung der Regelung verpflichtet hatte, wurde 
das Verfahren eingestellt54. Was mit Blick auf die Gebühren an die öffentlich-rechtlichen Veranstalter 
gilt, trifft auch auf das Gebührensplitting zugunsten der privaten Veranstalter zu. Das schweizerische 
System des Gebührensplittings erfüllt indessen nach der Auffassung des Bundesrats55 die vorgenann-
ten Voraussetzungen56. 
 
c. Private (kommerzielle) Finanzierung (Werbung, Verkaufsangebote, Sponsoring) 
Um Programme finanzieren zu können, die nicht gegen Entgelt angeboten werden, sind Radio- und 
Fernsehveranstalter auf Werbung (einschliesslich Verkaufsangebote) und Sponsoring angewiesen. 
Neben Werbung und Sponsoring sind keine anderen Finanzierungsmöglichkeiten gesetzlich vorgese-
hen, die sich dergestalt in der Programmgestaltung niederschlagen würden, dass Dritten gegen ein 
Entgelt ein Rundfunkauftritt gewährt wird; gesprochen wird vom sog. „numerus clausus“ der pro-
grammbezogenen Finanzierungsformen57. Dies schliesst selbstverständlich nicht aus, dass sich die 
Veranstalter auch andere Finanzierungsquellen ausserhalb der eigentlichen Programmgestaltung er-
schliessen können. 
Um den kommerziellen Veranstaltern neben der überwiegend gebührenfinanzierten SRG intakte Über-
lebenschancen auf dem Markt einzuräumen, sieht das schweizerische Recht als weitere Förderungs-
massnahme eine asymmetrische, d.h. eine für die SRG einerseits und die privaten Unternehmen ande-
rerseits unterschiedlich ausgestaltete Finanzierungsordnung und Leistungsauftragsumschreibung vor58. 
Veranstalter, welche Gebühren erhalten und/oder Privilegien im Bereich der Verbreitung oder beim 
Zugang beanspruchen, was vornehmlich auf die SRG zutrifft, sind am meisten von der Asymmetrie 
betroffen. Das neue RTVG orientiert sich an den Mindestbestimmungen des Übereinkommens des 
Europarats über das grenzüberschreitende Fernsehen (EÜGF)59 und der EU-Fernsehrichtlinie und 
bringt privaten Veranstaltern gewisse Lockerungen; Private haben insbesondere mehr Werbemöglich-
keiten als die SRG60. So sind z.B. leichte Alkoholika innerhalb der privaten Programme zulässig, nicht 
                                                 
54 Vgl. Pressemitteilung der Europäischen Kommission vom 24. April 2007, abrufbar unter <www.europa.eu>. 
55 Botschaft RTVG, BBl 2003 1621 ff. 
56 Nach verbreiteter Auffassung ist die Schweiz insoweit überhaupt nicht an Art. 87 EGV gebunden, weil im 
Dienstleistungsbereich zwischen der EU und der Schweiz kein Freihandelsabkommen besteht. 
57 Botschaft RTVG, BBl 2003 1622 f. 
58 Botschaft RTVG, BBl 2003 1622. 
59 Europäisches Übereinkommen über das grenzüberschreitende Fernsehen (STE 132), SR 0.784.405; vgl. auch das 
dazugehörige Protokoll von 1998 (STE 171), abgedruckt in BBl 2000 1305 ff. 
60 Botschaft RTVG, BBl 2003 1623 f. 
Weber/Zoller 15
aber innerhalb der Programme der SRG. Auch stehen den privaten Veranstaltern mehr Werbeminuten 
zu als der SRG61. Vollständig ohne Werbung auskommen muss die SRG im Radiobereich62. 
Eine gute Übersicht über die aktuellen Werbevorschriften, ergänzt durch Hinweise auf die EU-
Fernsehrichtlinie, die im Bereich der Politik, der Religion sowie der Werbung für gebrannte Wasser 
weniger streng ist63, bietet das folgende Schema: 
 
                                                 
61 Vgl. Art. 22 Abs. 1 und 2 RTVV; vgl. dazu auch WEBER, UFITA, S. 27. 
62 Art. 14 RTVG. 
63 Vgl. dazu eingehend NOBEL/WEBER, Kap. 8 N 114 ff. 
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Ob es durch die Liberalisierung der Werbevorschriften zugunsten der privaten Veranstalter möglich 
wird, dass auch auf nationaler Ebene ein Konkurrent zur SRG entstehen könnte, erscheint aber als 
zweifelhaft, weil die Dominanz der SRG in den relativ kleinen, insbesondere durch Sprachbarrieren 
abgetrennten Rundfunkmärkten der Schweiz so stark ist, dass Newcomer grosse Schwierigkeiten ha-
ben dürften (ähnlich wie bisher schon alle Markzutrittsversuche gescheitert sind), erfolgreich neben 
der SRG zu bestehen64. 
 
d. Finanzhilfen 
In wenigen spezifischen Fällen gewährt das RTVG die Möglichkeit der Finanzhilfe zugunsten privater 
Anbieter durch den Bund. Die frühere allgemeine Vorbehaltsregelung zu den Finanzhilfen, die dem 
Bund erlaubte, Finanzhilfen zu gewähren, wenn ein besonderes öffentliches Interesse an der Veran-
staltung von Programmen und Sendungen auf internationaler Ebene bestand und diese Leistung ohne 
Finanzhilfe nicht in befriedigender Weise erbracht werden konnte, hat das neue RTVG nicht weiterge-
führt65. 
Art. 57 RTVG erlaubt dem Bund, an Veranstalter in Bergregionen mit Leistungsauftrag und Gebüh-
renanteil gewisse Beiträge zur Deckung der entsprechenden Kosten zu leisten. Rechtfertigung findet 
diese Bestimmung in den Ungleichheiten im Verbreitungsbereich. Während beispielsweise ein Radio 
im Mittelland, das für seine Sender einen Höhenstandort nutzt (z.B. Üetliberg oder Bantiger), mit ge-
ringem Aufwand eine sehr grosse Bevölkerungszahl erreicht, ist in Berggebieten ein ungleich höherer 
Aufwand nötig, um das Versorgungsgebiet abzudecken. Darüber hinaus ist die Werbeattraktivität in 
Bergregionen weit geringer als in städtischen Regionen66. 
Zudem erlaubt Art. 58 RTVG dem BAKOM, Investitionsbeiträge für Kosten, die im Rahmen der Ein-
führung neuer Technologien (z.B. DAB) entstehen, auszurichten; nicht finanzierbar wäre durch eine 
solche Finanzhilfe indessen eine allgemeine technische Nachrüstung. 
 
e. Rezipientenfinanzierung 
Die Zahlungsbereitschaft der Rezipienten in der Schweiz ist wesentlich grösser als bisher angenom-
men67. Darüber hinaus bietet auch das Abbuchen der leistungsspezifischen Beiträge angesichts der 
                                                 
64 WEBER, UFITA, S. 28 m.w.V. 
65 Art. 20 aRTVG; vgl. auch ACKERET, S. 32 FN 137. 
66 Vgl. Botschaft RTVG, BBl 2003 1635. 
67 WEBER, Finanzierung, S. 193. 
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verbesserten technischen Systeme (Set-Top-Boxen, Smart Cards) keine unüberwindbaren Schwierig-
keiten mehr68. Trotz dieser grundsätzlich intakten Rahmenbedingungen konnte sich das Pay-TV in der 
Schweiz indessen noch nicht als valable Alternative durchsetzen. Ganz anders präsentiert sich die 
Situation beispielsweise im französischen Fernsehsystem; die Finanzierungsstruktur des privaten Sek-
tors zeichnet sich durch einen besonders hohen Anteil an Abonnementsgebühren (Pay-TV-
Einnahmen) aus69. 
Die Möglichkeit der Rezipientenfinanzierung besteht aber auch gesetzlich nicht uneingeschränkt. So 
muss – im Lichte der EU-Fernsehrichtlinie – insbesondere bei Ereignissen von erheblicher gesell-
schaftlicher Bedeutung der freie Zugang für einen wesentlichen Teil der Allgemeinheit gewährleistet 
sein; eine exklusive Übertragung im Pay-TV ist nicht zulässig70. Der Kreis der entsprechenden Ereig-
nisse wird nicht von Fall zu Fall festgelegt, sondern in einer vom Departement für Umwelt, Verkehr, 
Energie und Kommunikation (UVEK) geführten, laufend aktualisierten Liste umschrieben, welche 
heute Sportveranstaltungen wie beispielsweise die Olympischen Spiele, nicht aber z.B. kulturelle Ver-
anstaltungen, enthält. 
 
D. Strukturelle Förderung privater Rundfunkveranstalter 
a. Erleichterter Markteintritt 
Das Radio- und Fernsehgesetz bezweckt, den Markteintritt für private Rundfunkveranstalter zu er-
leichtern: Rundfunkveranstalter, die weder Vorteile durch eine Gebührenfinanzierung noch eine ver-
günstigte Verbreitung über Zugangsrechte beanspruchen, bedürfen – wie erwähnt – keiner Konzession 
mehr. Sie sind damit von der Bezahlung einer Konzessionsabgabe befreit und können insbesondere 
ihre Tätigkeiten auf dem Markt vereinfacht (ohne administratives Verfahren) aufnehmen71. Allerdings 
besteht gemäss Art. 3 lit. a RTVG eine allgemeine Meldepflicht an das BAKOM72.  
 
b. Aufschaltungspflichten 
Art. 60 RTVG gewährt den privaten Rundfunkveranstaltern ohne Konzession einen privilegierten 
Zugang zu Kabelnetzen, sofern ihre Programme in besonderem Mass zur Erfüllung des verfassungs-
                                                 
68 WEBER, Finanzierung, S. 193. 
69 Vgl. dazu WEBER, Finanzierung, S. 106. 
70 Vgl. Art. 73 RTVG, welcher die Berichterstattung über Ereignisse von erheblicher gesellschaftlicher Bedeutung 
regelt; vgl. auch eingehend zur Problematik „Zugang zu Premium Content“ WEBER/OSTERWALDER, S. 121 ff.; 
NOBEL/WEBER, Kap. 10 N 81 ff. 
71 Botschaft RTVG, BBl 2003 1615. 
72 Vgl. NOBEL/WEBER, Kap. 8 N 52 ff. 
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rechtlichen Auftrags beitragen und die Verbreitung der Fernmeldedienstanbieterin zumutbar ist73. 
Auch ein nicht konzessionierter privater Veranstalter hat also die Möglichkeit, mit einem qualitativ 
wertvollen Programm einen Kabelnetzplatz zu erhalten. 
 
III. Österreich 
A. Faktische Rahmenbedingungen 
Als Kleinstaat befindet sich Österreich in einer ähnlichen Situation wie die Schweiz: Entsprechend 
den Veranstaltern in der deutschsprachigen Schweiz sind die österreichischen Rundfunkveranstalter 
einem harten Konkurrenzkampf mit den gleichsprachigen Veranstaltern, die auf dem grossen deut-
schen Markt tätig sind, ausgesetzt74. 
Erst mit dem Urteil des EGMR aus dem Jahre 1994 wurde das duale Rundfunksystem in Österreich 
Realität. Im Verfahren Informationsverein Lentia u.a. gegen Österreich machten die Antragssteller 
eine Verletzung von Art. 10 EMRK geltend, weil es ihnen untersagt worden war, eine Fernsehstation 
zu errichten, und zwar wegen der vermeintlich alleinigen Befugnis des Österreichischen Rundfunks 
(ORF) zur Errichtung von Radio- und Fernsehstationen. Der EGMR erkannte, dass das Recht, Infor-
mationen und Ideen zu verbreiten, tangiert sei, und entschied in der Folge, dass Radio- und Fernseh-
monopole im Sinne von Art. 10 Abs. 2 EMRK keine verhältnismässigen Eingriffe darstellten; staatli-
che Monopole schränkten die Meinungsäusserungsfreiheit und insbesondere den Pluralismus von In-
formationsverbreitungen vielmehr am weitestgehenden ein75. Zwischenzeitlich konnten sich private 
Rundfunkveranstalter auf den Märkten etablieren, doch verfügt der öffentlich-rechtliche Rundfunk 
ungeachtet seines Monopolverlustes immer noch über eine sehr starke Marktposition76. So lag bei-
spielsweise der Marktanteil des seit 2003 auch über Terrestrik empfangbaren bundesweiten privaten 
Fernsehsenders ATV im Jahre 2005 bei 2%, der Marktanteil aller privaten österreichischen Hörfunk-
programme lag bei 21%77. 
Angesichts der grossen technischen Entwicklungen, insbesondere durch die Digitalisierung des Rund-
funks, ist das Ziel des Pluralismus im Rundfunk indessen näher gerückt. Auf diesem Weg können 
nämlich mehr Radio- und Fernsehprogramme gleichzeitig verbreitet werden; zudem hat eine grössere 
Zahl von Veranstaltern die Möglichkeit, auf den Markt zu drängen78. 
                                                 
73 Vgl. DUMERMUTH, Revison, S. 257. 
74 WEBER, Finanzierung, S. 139. 
75 EGMR-Entscheid Informationsverein Lentia u.a. c. Österreich, Serie A Nr. 276, § 39 ff. 
76 BERKA/GRABENWARTER/HOLOUBEK, Vorwort. 
77 HOLOUBEK/KASSAI/TRAIMER, S. 7. 
78 GRABENWARTER, S. 35. 
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B. Rechtliche Rahmenbedingungen 
a. Verfassungsrechtliche Vorgaben 
Die verfassungsrechtliche Ausgangslage wird bestimmt durch die Rundfunkfreiheit nach Art. 10 
EMRK und das Bundesverfassungsgesetz über die Sicherung der Unabhängigkeit des Rundfunks 
(BVG Rundfunk)79. Verfassungsrechtlich ist die international an der Spitze liegende Vormachtsstel-
lung des öffentlich-rechtlichen Veranstalters nicht verfestigt; die Privilegierung gegenüber dem priva-
ten Rundfunk müsste aus verfassungsrechtlicher Sicht nicht auf dem heutigen Stand bewahrt werden80. 
 
b. Ausgestaltung auf Gesetzesstufe 
In der jüngeren Vergangenheit kam es wiederholt zu tief greifenden Veränderungen der die österrei-
chische Rundfunklandschaft regelnden Gesetze81. Namentlich die folgenden einfachgesetzlichen Re-
gelungen hat der Gesetzgeber im Sinne des BVG Rundfunk erlassen:  
Rechtsgrundlage des öffentlich-rechtlichen Senders ORF ist das ORF-Gesetz82. Danach ist der ORF 
eine Stiftung des öffentlichen Rechts, dessen Stiftungszweck in der Erfüllung des öffentlich-
rechtlichen Auftrages, wie ihn das Gesetz vorschreibt, liegt83.  
Auf den privaten Hörfunk findet das Privatradiogesetz (PrR-G)84 und auf das Privatfernsehen das Pri-
vatfernsehgesetz (PrTV-G)85 Anwendung. Das Privatradiogesetz regelt die Veranstaltung von Hör-
funkprogrammen mittels analoger terrestrischer Übertragungstechniken; das Privatfernsehgesetz bildet 
die gesetzliche Grundlage für Kabelfunk (Radio und Fernsehen), Satellitenrundfunk (Radio und Fern-
sehen) sowie terrestrisches Fernsehen (analog und digital)86. Zweck beider Gesetze ist die Weiterent-
wicklung des dualen Rundfunksystems durch die Förderung des privaten Rundfunks87. 
 
                                                 
79 Bundesverfassungsgesetz vom 10. Juli 1974 über die Sicherung der Unabhängigkeit des Rundfunks, BGBl. 
396/1974; GRABENWARTER, S. 25. 
80 GRABENWARTER, S. 27 f. 
81 MORSCHER/CHRIST, S. 381 f. 
82 Bundesgesetz über den Österreichischen Rundfunk (ORF-Gesetz), BGBl. Nr. 379/1984, BGBl. Nr. 83/2001, 
BGBl. Nr. 100/2002, BGBl. Nr. 97/2004, BGBl. Nr. 159/2005, BGBl. Nr. 52/2007. 
83 § 1 Abs. 1 und 2 ORF-Gesetz. 
84 Privatradiogesetz (PrR-G) BGBl. I Nr. 20/2001 idF. BGBl. I Nr. 169/2004. 
85 Privatfernsehgesetz (PrTV-G) BGBl. I Nr. 84/2001, BGBl. I Nr. 71/2006, BGBl. I Nr. 97/2004, BGBl. I Nr. 
169/2004, BGBl. I Nr. 66/2001, BGBl. I Nr. 52/2007.  
86 § 1 Abs. 1 PrR-G; § 1 Abs. 1 PrTV-G. 
87 § 1 Abs. 2 PrR-G; § 1 Abs. 2 PrTV-G. 
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C. Finanzielle Förderung privater Rundfunkveranstalter 
a. Förderungsmittel im Allgemeinen 
Der private Rundfunk in Österreich finanziert sich im Wesentlichen über Werbeeinnahmen. Demge-
genüber ist die hälftige Finanzierungsquelle des ORF das Programmentgelt, welches als Teil der 
Rundfunkgebühr von den Konsumenten zu bezahlen ist. Die Rundfunkgebühr für Radio und Fernse-
hen fällt in Österreich je nach Bundesland unterschiedlich hoch aus; sie dient nicht nur der Finanzie-
rung des ORF, sondern fliesst zu einem kleineren Teil auch an den Bund und die Bundesländer88. 
 
b. Öffentliche Gebührenfinanzierung privater Veranstalter 
Dem österreichischen Rundfunksystem ist das System des Gebührensplittings unbekannt89. In der 
RTR90 und im Bundeskanzleramt werden derzeit aber Diskussionen zur Einführung des Schweizer 
Gebührensplitting-Modells geführt. 
 
c. Private (kommerzielle) Finanzierung (Werbung, Verkaufsangebote, Sponsoring) 
Wie die Rundfunkordnung in der Schweiz und in Deutschland bekennt sich auch die österreichische 
Rundfunkordnung zu einer asymmetrisch ausgestalteten Werbeordnung; für private, kommerzielle 
Rundfunkveranstalter gelten liberalere Bestimmungen als für den ORF91. Dabei regelt das PrTV-G die 
für die privaten Rundfunkveranstalter geltenden Werbevorschriften eingehender als das PrR-G. 
Namentlich ist privaten Fernsehveranstaltern im Unterschied zum ORF die Werbeform des Teleshop-
ping gestattet92. Darüber hinaus wird den privaten Veranstaltern im Unterschied zu den Programmen 
im ORF 1 und ORF 2 eine grosszügigere Regelung bei der Unterbrecherwerbung zugestanden93. Zu-
dem gelten auch im Bereich der höchstzulässigen Werbedauer für den privaten Sektor weniger strenge 
Regelungen. Insbesondere kommen die Privaten in den Genuss einer zulässigen Werbedauer von 15% 
                                                 
88 Beispielsweise wird ein Kunstförderungsbeitrag von 0.48 Euro pro Monat an den Bund abgeführt und im Ver-
hältnis von 70:30 zwischen dem Bund und den Ländern aufgeteilt, vgl. für weitere Informationen zur Zusam-
mensetzung der Rundfunkgebühr <www.orf-gis.at>; vgl. auch den Beitrag zur Gebührenfinanzierung aus inner-
staatlicher Sicht von LEITL-STAUDINGER, BARBARA in diesem Band. 
89 Vgl. zur Problematik der Vereinbarkeit der Rundfunkgebührenfinanzierung mit dem EU-Beihilferecht hiervor II. 
C. b.  
90 Rundfunk & Telekom Regulierungs-GmbH.  
91 Vgl. zu den rundfunkrechtlichen Werberegelungen in Österreich eingehend MORSCHER/CHRIST, S. 393 ff.; 
GRABENWARTER, S. 93 f.; vgl. auch den Beitrag zur Werbefinanzierung von ARTMANN, EVELINE in diesem 
Band. 
92 Vgl. § 34 Abs. 1 und 2 PrTV-G sowie Art. 13 Abs. 2 ORF-Gesetz. 
93 Vgl. § 36 PrTV-G sowie Art. 14 Abs. 8 ORF-Gesetz; vgl. auch MORSCHER/CHRIST, S. 402 m.w.H. 
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der täglichen Sendezeit; dem ORF werden höchstens 5% der täglichen Sendzeit im Jahresdurchschnitt 
eingeräumt94. 
Auffallend ist der hohe marktbezogene Finanzierungsanteil des österreichischen öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks im Vergleich zu denjenigen in der Schweiz und in Deutschland95. So entfielen 2006 nur 
49,9% auf die Programmentgelte, 32,6% auf klassische TV- und Radiowerbung und 17,5% auf sonsti-
ge Erlöse96. Die daraus resultierende werbemarktfreundliche Programmpolitik des öffentlich-
rechtlichen Veranstalters hat auch wirtschaftliche Konsequenzen auf den vornehmlich werbefinanzier-
ten privaten Rundfunksektor, dessen Werbeerträge dadurch geschmälert werden97. 
 
d. Finanzhilfen 




Die Finanzierung der Rundfunktätigkeit durch Teilnehmerentgelte ist in Österreich grundsätzlich zu-
lässig. Um aber zu verhindern, dass insbesondere Sportereignisse nur noch im Pay-TV, also nur noch 
gegen Bezahlung verfolgt werden können, sind der Rezipientenfinanzierung auch in Österreich Gren-
zen gesetzt98. Die Umsetzung der Vorgaben der Europäischen Fernsehrichtlinie ist primär im Bundes-
gesetz über die Ausübung exklusiver Fernsehübertragungsrechte (FERG)99 sowie in § 12 ORF-G und 
§ 55 PrTV-G erfolgt. 
 
D. Strukturelle Förderung privater Rundfunkveranstalter 
Während der ORF seine Berechtigung, Rundfunk zu veranstalten, aus dem Gesetz selbst ableitet, be-
nötigen die privaten Veranstalter, sofern sie knappe Frequenzressourcen, wie dies im terrestrischen 
Bereich der Fall ist, nutzen wollen, eine Zulassung. Dasselbe gilt für die Veranstaltung von Satelliten-
rundfunk; für den Kabelrundfunk reicht hingegen eine Anzeige an die Regulierungsbehörde  
                                                 
94 Vgl. § 44 PrTV-G sowie Art. 13 Abs. 7 ORF-Gesetz. 
95 GRABENWARTER, S. 88 f.  
96 Die aktuellen Ertragszahlen sind abrufbar unter <www.kundendienst.orf.at>. 
97 GRABENWARTER, S. 90. 
98 Vgl. HOLOUBEK/KASSAI/TRAIMER, S. 27, 90. 





A. Faktische Rahmenbedingungen 
Aufgrund der Grösse und der entsprechend hohen Einwohnerzahl sowie der weitgehend sprachlich-
kulturellen Einheit herrschen in Deutschland ganz andere gesellschaftliche Rahmenbedingungen für 
die Ordnung des Rundfunksystems als in der Schweiz und in Österreich. Geprägt worden ist die deut-
sche Rundfunklandschaft indessen durch die Geschichte; angesichts des Missbrauchs des Rundfunks 
zu Propagandazwecken unter dem nationalsozialistischen Regime hat der Verfassungsgeber grossen 
Wert auf den Aufbau einer staatsfernen Rundfunkordnung gelegt101. 
Deutschland kennt im Rundfunkbereich ein föderales System: Den Ländern steht die ausschliessliche 
Zuständigkeit für die Regelung im Bereich des Rundfunks zu. In Ausübung dieser Kompetenz öffne-
ten im Laufe der achtziger Jahre sämtliche Bundesländer den Fernsehmarkt für private Anbieter. Seit-
her hat sich der private Rundfunk in Deutschland stark entwickelt102.  
 
B. Rechtliche Rahmenbedingungen 
a. Verfassungsrechtliche Vorgaben 
Das aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG103 resultierende Gebot gleichwertiger Vielfalt gilt grundsätzlich für 
beide Säulen der dualen Rundfunkordnung, bedeutet aber nicht, dass zwingend auch an das Programm 
die gleich hohen Anforderung gestellt werden müssen. Entscheidend ist vielmehr, dass das Rundfunk-
system in seiner Gesamtheit dem verfassungsrechtlich Gebotenen entspricht104. 
Das Grundgesetz verlangt keine bestimmte Finanzierungsart der Rundfunkversorgung; die Entschei-
dung obliegt dem Gesetzgeber. Massgebend ist einzig, dass der Rundfunk finanziell in der Lage ist, 
seine verfassungsrechtliche Aufgabe zu erfüllen105. 
 
                                                 
100 Vgl. dazu eingehend HOLOUBEK/KASSAI/TRAIMER, S. 81 ff. 
101 Vgl. zur Rundfunkentwicklung in Deutschland eingehend HOLZNAGEL, S. 8 ff.; vgl. auch WEBER, Finanzierung, 
S. 85. 
102 WEBER, Finanzierung, S. 85 m.w.V. 
103 Grundgesetz für die Republik Deutschland, BGBl. I S. 1. 
104 HOLZNAGEL, S. 103 mit Verweisen auf die Rechtsprechung des deutschen Bundesverfassungsgerichts. 
105 SELMER/GERSDORF, S. 12 f. m.w.V. 
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b. Ausgestaltung auf Gesetzesstufe 
Die für die Rundfunkorganisation zuständigen Länder haben nach und nach Landesmediengesetze 
erlassen; es entstand also eine föderale Vielfalt an mediengesetzlichen Bestimmungen106. Die wich-
tigste rechtliche Grundlage für das duale Rundfunksystem in Deutschland ist aber der Staatsvertrag 
über den Rundfunk im Vereinten Deutschland vom 31. August 1991 (RfStV)107, welcher in der Zwi-
schenzeit bereits neun Mal geändert wurde108. Für den privaten Rundfunk ist insbesondere der Ab-
schnitt III „Regelungen für den privaten Rundfunk“ von Bedeutung; die Landesmediengesetze gelten 
nur noch subsidiär, soweit dieser Staatsvertrag keine Regelungen für die Veranstaltung und Verbrei-
tung von Rundfunk enthält oder solche Regelungen ausdrücklich zulässt109. Für die landesweite Rund-
funkversorgung stehen demgemäss die bundesweiten Regelungen im Vordergrund110; nur einge-
schränkt gilt diese Aussage für regionale und lokale Fernsehveranstalter, für welche das Landesrecht 
insbesondere im Bereich der Finanzierung abweichende Regelungen aufstellen kann111.  
 
C. Finanzielle Förderung privater Rundfunkveranstalter 
a. Förderungsmittel im Allgemeinen 
Das Finanzierungssystem der öffentlich-rechtlichen Landesrundfunkanstalten der ARD, des ZDF und 
des Deutschlandradio besteht aus Gebühreneinnahmen auf der Grundlage des jeweils geltenden Rund-
funkgebührenstaatsvertrages, aus durch Werbung und Sponsoring generierten sowie aus sonstigen 
Einnahmen. Vorrangige Finanzierungsquelle ist die Rundfunkgebühr112. Nur gerade rund 6% der Erlö-
se werden aus Werbung und Sponsoring erzielt; Ziel ist die Stärkung der Unabhängigkeit des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks113. Mit der ARD, dem ZDF, den dritten Fernsehprogrammen sowie einigen 
weiteren öffentlich-rechtlichen Spartenprogrammen unterhält Deutschland eines der breitesten öffent-
lich-rechtlichen Programmangebote auf dem europäischen Fernsehmarkt114. 
Die privaten Rundfunkveranstalter unterliegen nur wenigen inhaltlichen Auflagen; Zielvorstellung ist 
vielmehr, durch eine hohe Zahl und Verschiedenartigkeit der Sender ein möglichst breites Spektrum 
                                                 
106 HERRMANN, § 17 N 2 ff.; auf die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten sind die Landesmediengesetze aber 
grundsätzlich nicht anwendbar. 
107 Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991 (RfStV) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Neunten Staatsver-
trages zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge vom 31.07. bis 10.10.2006 (GBl. BW 2007 S. 111). 
108 Vgl. <www.br-online.de>. 
109 § 1 Abs. 2 RfStV. 
110 Nachfolgend werden deshalb vornehmlich Regelungen aus dem RfStV thematisiert. 
111 § 46a RfStV. 
112 § 13 Abs. 1 RfStV; vgl. dazu auch die Jahresabschlüsse der ARD und des ZDF abrufbar unter <www.ard.de> 
bzw. <www.zdf.de>. 
113 Daten sind abrufbar unter <www.gez.de>. 
114 WEBER, Finanzierung, S. 86. 
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von Programmen anzubieten115. Als Finanzierungsquellen stehen den privaten Veranstaltern Einnah-
men aus Werbung und Teleshopping, sonstige Einnahmen, insbesondere Entgelte der Teilnehmer (A-
bonnements oder Einzelentgelte), eigene Mittel und Mittel Dritter, z.B. Spenden und Sponsoring, zur 
Verfügung116. Bereits in der Präambel des RfStV wird verlangt, dass privaten Veranstaltern angemes-
sene Einnahmequellen erschlossen werden sollen. Angesichts der privatautonomen Prägung des priva-
ten Rundfunks kann dies nur heissen, „dass der Staat dem privaten Rundfunk die natürlichen Einnah-
mequellen gestattet, d.h. nicht verschliesst“117.  
 
b. Öffentliche Gebührenfinanzierung privater Veranstalter 
In § 43 RfStV wird gesetzlich eine Finanzierung aus Rundfunkgebühren für private Veranstalter aus-
geschlossen; private Veranstalter haben keinen Anspruch auf öffentliche Finanzierung. Ein dem 
Schweizer Gebührensplitting ähnlich ausgestaltetes Förderungsystem privater Veranstalter ist der 
deutschen Rundfunkordnung somit unbekannt118.  
Nicht betroffen vom Ausschluss der Gebührenfinanzierung für private Veranstalter sind offene Kanäle 
sowie nichtkommerzielle Veranstaltungen lokaler und regionaler Anbieter, die aber in der Praxis kaum 
eine Bedeutung haben119. Rechtsgrundlage hierfür ist § 40 RfStV, welcher den Landesgesetzgeber 
ermächtigt, Einzelheiten der Verwendung des Anteils an der einheitlichen Rundfunkgebühr in der 
Höhe von 2%, welche den Landesmedienanstalten zusteht, für bestimmte enumerativ aufgezählte Fälle 
zu regeln120.  
Besondere Teilnehmerentgelte kennt zudem Bayern: Diese Gelder werden durch die Kabelgesellschaf-
ten zur Finanzierung der privaten Programme eingenommen. Die Teilnehmerentgelte dienen in erster 
Linie Massnahmen zur Erreichung der wirtschaftlichen Tragfähigkeit und der Förderung der lokalen 
und regionalen Fernsehanbieter sowie einer möglichst gleichwertigen Versorgung mit lokalen und 
regionalen Fernsehangeboten121. Bezüglich der Verfassungskonformität dieses Finanzierungsinstru-
ments bestanden in der Lehre schon längere Zeit sowohl vom Grundsatz her als auch seiner konkreten 
                                                 
115 MATTERN/KÜNSTNER, S. 190 f. 
116 § 43 RfStV. 
117 HERRMANN, § 19 N 2 mit Verweisen auf Finanzierungsregelungen der Landesmediengesetze. 
118 § 43 RfStV. 
119 § 40 RfStV; vgl. SCHNEIDER-MARFELS, S. 145 f.; HAHN/VESTING/MERTEN, § 40 N 14, 16;. zum Begriff des 
offenen Kanals auch HARTSTEIN ET AL., § 40 N 30; vgl. zu den verfassungsrechtlichen Möglichkeiten und Gren-
zen der Gebührenfinanzierung im Bereich des privaten Rundfunks DERS., § 40 N 43. 
120 HARTSTEIN ET AL., § 40 N 8; vgl. zur Problematik der Vereinbarkeit der Rundfunkgebührenfinanzierung mit 
dem EU-Beihilferecht hiervor II. C. b.  
121 Weitere Informationen zum Teilnehmerentgelt sind abrufbar unter <www.blm.de> (Bayern). 
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Ausgestaltung her Bedenken122. Diese wurden vom Bundesverfassungsgericht in seinem Entscheid 
vom 2. Dezember 2005 bestätigt: die Teilnehmerentgelte nach dem Bayrischen Mediengesetz wurden 
mit einer Übergangszeit bis zum 31. Dezember 2008 für verfassungswidrig erklärt, da die zugrunde 
liegende Norm den besonderen Anforderungen zur Sicherung einer gleichgewichtigen Vielfalt in den 
geförderten Programmen nicht genügt123. 
 
c. Private (kommerzielle) Finanzierung (Werbung, Verkaufsangebote, Sponsoring) 
Haupteinnahmequelle privater Rundfunkveranstalter sind die Werbung und deren Nebenformen; im 
Unterschied zu den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, für welche die kommerziellen Einnah-
mequellen lediglich zweitrangig sind, erweisen sich die Einnahmen aus der Werbung als finanzieller 
Lebensnerv der Privaten124. Im Jahre 2005 lag der Werbeumsatz (Nettoumsätze vor Skonti) der priva-
ten Veranstalter bei 3 669,57 Mio. Euro. Der Vergleich mit dem Werbemarktanteil von ARD und ZDF 
welcher im selben Zeitrahmen gesamthaft bei 259,98 Mio. Euro lag, unterstreicht die Bedeutung der 
Werbung für private Rundfunkveranstalter125. 
Wie das Schweizer Rundfunksystem zeichnet sich auch das deutsche Rundfunksystem durch eine 
gewisse Asymmetrie zwischen den auf die öffentlich-rechtlichen und die privaten Veranstalter an-
wendbaren Werberegelungen aus; der öffentlich-rechtliche Rundfunk unterliegt gewissen werberecht-
lichen Beschränkungen, welche die privaten Anbieter nicht treffen126. So gilt für den privaten Rund-
funk weder das Werbeverbot an Sonn- und Feiertagen noch eine tageszeitliche Begrenzung; nach 
20.00 Uhr dürfen Werbesendungen im öffentlich-rechtlichen Rundfunk nicht mehr ausgestrahlt wer-
den127. Der Anteil der Werbung an der täglichen Sendezeit für die privaten Rundfunkveranstalter darf 
20% nicht übersteigen128; dass ARD und ZDF durchschnittlich lediglich 20 Minuten werktäglich für 
die Ausstrahlung von Rundfunkwerbung verwenden dürfen, zeigt wiederum die Asymmetrie der Wer-
beordnung129. 
Als gezielte Förderung der regionalen und lokalen Fernsehveranstalter lässt § 46a RfStV gewisse 
Ausnahmen von den Werbebestimmungen zu130. Dadurch soll ihnen die Finanzierung erleichtert wer-
                                                 
122 HAHN/VESTING/LADEUR, § 43 N 5; HARTSTEIN ET AL., § 43 N 4.  
123 BVerfGE, Beschluss vom 26. Oktober 2005 – BvR 396/98. 
124 HERRMANN, § 19 N 3. 
125 Vgl. HEFFLER/MÖBUS, S. 320. 
126 WEBER, Finanzierung, S. 91 f. 
127 Vgl. § 16 Abs. 1 RfStV. 
128 Vgl. § 45 Abs. 1 RfStV. 
129 Vgl. § 16 Abs. 1 RfStV. 
130 Vgl. zum Ganzen HARTSTEIN ET AL., § 46a N 1 ff.  
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den, müssen sie doch ihre Werbeerlöse in kleinen Teilmärkten generieren131. So können im Landes-
recht von der Anrechnung der Werbung beim Splitscreen auf die Spotwerbung (§ 7 Abs. 4 Satz 2 
RfStV), von den Abstandsregelungen bei der Einfügung von Spotwerbung (§ 44 Abs. 3 bis 5 RfStV) 
sowie von der Begrenzung der Dauer der Werbung und der Teleshoppingfenster (§ 45, 45a RfStV) 
abweichende bzw. liberalere132 Regelungen aufgestellt werden. 
Seit dem 1. Januar 1992 ist auch das Sponsoring als eine weitere Finanzierungsform zugelassen, wo-
von die private Rundfunkunternehmen reichlich Gebrauch machen133. Der RfStV enthält im Art. 8 
eine Regelung für das Sponsoring, welche sowohl für die privaten als auch die öffentlich-rechtlichen 
Veranstalter gleichermassen Geltung hat; es ist keine Asymmetrie zwischen den Regelungen für priva-
te und denen für öffentlich-rechtliche Veranstalter auszumachen, sodass im Rahmen des Sponsorings 
keine Bevorzugung bzw. Förderung von privaten Veranstaltern erfolgt. Abzugrenzen ist das Sponso-
ring einerseits vom Mäzenatentum, welches von ideellen bzw. immateriellen Motiven geleitet ist134, 
und andererseits von der Werbung; insbesondere die Werbebegrenzungen, finden keine Anwendung 
auf das Sponsoring135. 
 
d. Finanzhilfen 




Die Rezipientenfinanzierung ist auch in Deutschland eine mögliche Förderungsmassnahme zugunsten 
der privaten Rundfunkveranstalter. Der Marktanteil des Bezahlfernsehens ist in Deutschland etwas 
höher als in der Schweiz und in Österreich. 
Grenzen findet das Pay-TV in § 4 RfStV, welcher der breiten Öffentlichkeit den freien Zugang zur 
Übertragung von solchen Sportereignissen sicherstellt, denen gesellschaftlich herausragende Bedeu-
tung zukommt136. 
                                                 
131 HARTSTEIN ET AL., § 46a N 5.  
132 HARTSTEIN ET AL., § 46a N 8, welcher zutreffend darauf hinweist, dass die Entstehungsgeschichte und der 
Zweck der Bestimmung keine Verschärfung erlauben. 
133 HERRMANN, § 19 N 8.     
134 STUIBER, S. 973. 
135 HAHN/VESTING/BRINKMANN, § 8 N 9. 
136 Vgl. dazu eingehend HAHN/VESTING/ALTES, § 5a N 1 ff. 
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D. Strukturelle Förderung privater Rundfunkveranstalter 
Private Veranstalter bedürfen zur Veranstaltung von Rundfunk einer Zulassung nach Landesrecht, das 
in den entsprechenden Rundfunkgesetzen die Lizenzvergabe ausführlich regelt137. Eine blosse Anzei-
ge, wie sie das schweizerische Rundfunkrecht kennt, reicht nicht aus138.  
 
V. Vergleichende Würdigung der Förderungsregelungen 
Das in den kontinentaleuropäischen Ländern vorherrschende duale Rundfunksystem führt dazu, dass 
private Rundfunkveranstalter sich grundsätzlich aus kommerziellen Quellen (vornehmlich aus Wer-
bung und Sponsoring) zu finanzieren haben. Diese Ausrichtung der finanziellen „Versorgung“ bewirkt 
eine Einengung der verschiedenen Finanzierungsmöglichkeiten, zu denen auch das Gebührensplitting, 
die direkten Finanzhilfen aus staatlichen Ressourcen, die Rezipientenentgelte sowie strategische und 
strukturelle Förderungsmassnahmen gehören würden. Die einengende Betrachtungsweise ist insbe-
sondere deshalb problematisch, weil die Marktgegebenheiten in grossen Ländern (z.B. Deutschland) 
und in kleinen Ländern (z.B. Schweiz, Österreich) die Verwirklichung unterschiedlicher Förderungs-
modelle nahelegen. 
Immerhin sind, wie in jedem konzeptionellen System, auch mit Bezug auf den privaten Rundfunk 
gewisse Ausnahmen vorhanden. Die Schweiz kennt z.B. ein Gebührensplitting; 4% der von den Rezi-
pienten eingezogenen Gebühren sollen an die lokalen und regionalen Rundfunkveranstalter gehen, die 
sich auf dem Markt nicht finanzieren können und die staatspolitisch erwünsche Medienleistungen 
erbringen; nur in einem sehr kleinen nichtkommerziellen Ansatz kennt auch Deutschland diese Finan-
zierungsart. Österreich hat die Diskussion zum Gebührensplitting eröffnet. 
Finanzhilfen sind an sich Subventionen (Beihilfen) und deshalb wettbewerbspolitisch unerwünscht; 
die Schweiz kennt aber in Sondersituationen diese Art der Förderung von privaten Rundfunkveranstal-
tern. 
In den deutschsprachigen Ländern fristen die Rezipientenentgelte (Pay-TV) weiterhin ein Mauerblüm-
chendasein, im Gegensatz etwa zu Frankreich. Diese Tatsache mag mit der „Einstellung“ der Rezi-
pienten zu tun haben, ebenso aber mit dem politisch v.a. in Deutschland stark vertretenen Glauben, 
Free TV sei aus Gründen der demokratischen Meinungsbildung ein zentraler Wert, obwohl die Listen, 
welche die Ereignisse von gesellschaftspolitischer Bedeutung, die zwingend unentgeltlich empfangbar 
                                                 
137 § 20 RfStV. 
138 Vgl. HOLZNAGEL, S. 224, 230 ff., 248; HESSE, S. 228 ff. 
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sein müssen, vornehmlich Sportanlässe umfasst. Eine stärkere Liberalisierung in diesem Bereich 
könnte das Überleben von privaten Rundfunkveranstaltern erleichtern. 
Noch kaum durchsetzen konnte sich bisher in den deutschsprachigen Ländern, im Gegensatz etwa zu 
Neuseeland, die Programmfinanzierung, die sich ähnlich wie die Filmfinanzierung konzipieren liesse. 
Dieser Ansatz könnte eine erwünschte Ausdifferenzierung der einzelnen Ebenen der Programmpro-








Programm Gebühren-finanziert Werbefinanziert Pay-TV




Bei der Verwirklichung eines programmspezifischen Finanzierungsmodells wäre die Möglichkeit vor-
zusehen, dass Programmproduzenten von sich aus um Förderungsbeiträge nachsuchen können, wenn 
sie konkrete Service Public-Leistungen vorzubereiten bzw. anzubieten gedenken. Ein solcher Ansatz 
würde die Anreize für (auch traditionelle) Veranstalter erhöhen, sich vermehrt darüber Gedanken zu 
machen, welche Service Public-Programme beim Publikum Anklang finden, d.h. diese Art der Finan-
zierung wäre der Verwirklichung kommunikationsbezogener Zielvorgaben (z.B. Meinungsvielfalt) 
dienlich140. 
Die Finanzierung von Programmproduzenten, aber auch von spezifischen Programmen einzelner 
Rundfunkveranstalter, lässt es als angebracht erscheinen, dass die Inkassostelle für die Gebühren einen 
bestimmten, für die Produktionsfinanzierung vorgesehenen Betrag in einen besonderen „Fonds“ ein-
                                                 
139 Vgl. WEBER, Finanzierung, S. 195 f. 
140 WEBER, Finanzierung, S. 200. 
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bezahlt141. Die Gelder dieses Fonds würden dann zur Verteilung an die Produzenten zur Verfügung 
stehen; die Einrichtung des Fonds hätte nicht nur den Vorteil, dass ein unabhängiges Gremium über 
die Zusprechung der Beträge entscheiden könnte, sondern würde es auch ermöglichen, den Fonds 
durch weitere Beiträge zu speisen, etwa durch Solidaritätszahlungen (z.B. Lenkungsabgabe) und durch 
Drittmittel. Die Verwaltung des Finanzierungsfonds braucht auch nicht zwingend – wie Beispiele aus 
anderen Marktbereichen zeigen – durch staatliche Organe zu erfolgen. Vielmehr bietet sich insoweit 
die Möglichkeit, durch Selbstregulierung den Einzug und die Verteilung der Fördermittel zu organisie-
ren. Dadurch lässt sich nicht nur das verfassungsrechtliche Problem der möglichen staatlichen Privile-
gierung einzelner Produzenten oder Veranstalter ausschliessen, sondern auch die Eigenverantwortung 
der Marktteilnehmer stärken. 
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